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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 1 KR 30/04 B 

 

 

 
............................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ....................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Angestellten-Krankenkasse, 
Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Juli 2004 durch den 

Präsidenten   v o n  W u l f f e n   sowie die Richter   Dr.  K r e t s c h m e r  

und   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 12. Februar 2004 wird verworfen.  

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Ersatzkasse versicherte Klägerin, bei der eine Atrophie des Ober-

kiefers mit Prothesenunverträglichkeit besteht, begehrt - bislang erfolglos - die vollstän-

dige Erstattung der Kosten für eine 2000/2001 erfolgte knochenaufbauende Operation mit 

anschließender Implantatversorgung; eine Bezuschussung der Suprakonstruktionen hat 

ihr die Beklagte zugesagt. Das Landessozialgericht (LSG) hat in seinem die Berufung zu-

rückweisenden Urteil teilweise auf das erstinstanzliche Urteil verwiesen und entschieden, 

dass die Beklagte die Kostenübernahme nicht zu Unrecht abgelehnt habe: Ein Erstat-

tungsanspruch der Klägerin nach § 13 Abs 3 Alt 2 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB V) scheide aus, weil kein Ausnahmefall vorliege, in dem gemäß § 28 Abs 2 Satz 9 

iVm den Zahnbehandlungs-Richtlinien des Bundesausschusses der Zahnärzte und Kran-

kenkassen ein Sachleistungsanspruch auf eine Implantatversorgung bestehe; insbeson-

dere stellten die Kieferatrophie und die attestierte Zyklothymie keine Ausnahmeindikatio-

nen dar; höherrangiges Recht werde dadurch - wie das Bundessozialgericht (BSG) ent-

schieden habe - nicht verletzt. Die begehrten chirurgischen und kieferchirurgischen Maß-

nahmen hätten die Setzung der Implantate vorbereiten sollen. Der Gedanke einer Ver-

mögensentschädigung der Klägerin durch die Beklagte für vermeintlich oder tatsächlich 

ersparte Aufwendungen, die auch bei einer vertragszahnärztlichen Versorgung angefallen 

wären, sei der sozialen Krankenversicherung fremd (Urteil vom 12. Februar 2004). 

 

Mit ihrer Beschwerde wendet sich die Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil und rügt einen Verfahrensfehler. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 iVm § 169 Satz 3 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Anfor-

derungen an die Darlegung eines Verfahrensfehlers des Berufungsverfahrens (Revisions-

zulassungsgrund des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

Wird als Verfahrensfehler eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) gerügt, 

muss gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 iVm § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG dargelegt wer-

den, dass das LSG verfahrensfehlerhaft einen entscheidungserheblichen, noch zum Zeit-

punkt der Entscheidung durch das LSG aufrechterhaltenen Beweisantrag übergangen 

hat, indem es ihm ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 124 Nr 3 S 4; SozR 3-1500 § 160 Nr 29). Dem genügt die Beschwerdebegrün-
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dung nicht. Die Klägerin macht insoweit geltend, sie habe in der mündlichen Verhandlung 

vor dem LSG hilfsweise die Einholung eines Sachverständigengutachtens zu der Frage 

beantragt, wie hoch die anteiligen Kosten bei einer konventionellen prothetischen Versor-

gung gewesen wären; dazu habe das LSG unzutreffend auf das Urteil des BSG vom 

10. November 1977 (SozR 2200 § 185 Nr 2) verwiesen, das zu einer Zeit ergangen sei, 

als Versicherte noch keine Kostenerstattung hätten wählen können. Mit diesem Vorbrin-

gen wird die Entscheidungserheblichkeit der im LSG-Verfahren beantragten Beweiserhe-

bung und deren unzureichende Ablehnung nicht dargetan. Denn dazu hätte rechtlich 

untermauert werden müssen, kraft welcher Regelungen oder Rechtsgrundsätze die Be-

klagte hätte verpflichtet sein sollen, die Kosten einer konventionellen Versorgung zu über-

nehmen, die über die in § 30 Abs 1 Satz 5 SGB V vorgesehene und hier zugesagte 

Kostenbeteiligung hinausgeht. Unbeschadet der Frage, ob die vom LSG zitierte Entschei-

dung (noch) einschlägig ist, lässt die Beschwerdebegründung außer Acht, dass die Erwä-

gung des LSG in Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Senats aus jüngerer 

Zeit steht. Danach besteht ein Kostenerstattungsanspruch nicht schon deshalb, weil die 

Krankenkasse dadurch, dass der Versicherte Leistungen außerhalb des Leistungs-

systems der gesetzlichen Krankenversicherung in Anspruch genommen hat, vermeintlich 

Aufwendungen anderer Art erspart; denn sonst könnte die krankenversicherungsrecht-

liche Beschränkung auf bestimmte Formen der Leistungserbringung letztlich durch den 

Anspruch auf (teilweise) Kostenerstattung ohne Weiteres durchbrochen werden (vgl dazu 

zB BSGE 79, 125, 127 = SozR 3-2500 § 13 Nr 11 S 51; BSGE 80, 181, 182 = SozR 

3-2500 § 13 Nr 14 S 69; BSGE 86, 66, 76 = SozR 3-2500 § 13 Nr 21 S 97 f mwN).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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